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2. Bereits im Erk 9336/1982 nane der VfGH die undifferenzierte Einbeziehung von

rf
widrig erklärt Er halte damals

Gemeindegut in die Agrargemeinschaften für ve assungs .

e) Welche strategischen Vorgangsweisen empfehlen sich für die Agrargemeinschaft bei

der Auseinandersetzung mit der Gemeinde und den Agrarbehörden?

d) Welche Auswirkungen hat das gegenständliche VfGH-Erk für die bisher getätigten

privatreehtlichen Gestionen über das ehemalige Gemeindegut?

c) Welche Rechte und Pflichten kommen der Gemeinde und der Agrargemeinschaft in

Zukunft bei der Nutzung des gegenständlichen Gemeindegutes zu?

b) Wem steht die Verfügungsgewalt über das ehemalige Gemeindegut zu?

Bes('hcid beigefügten Bestimmungen der Satzung obliegt d
Verwaltung und bestm ögliche Nutzun d . er Agrargemeinschaft d"

. . g es Ihr anvertrauten G . te
.-\.grargemcmschaft sohin zu einem nicht beträ rundbesttzes. Da die

. . un trachtlichen Teil Ge .
kann SIe Im Lichte des meindegui verwaltet,

gegenständlichen E k d

..Gemeindegutsagrargem einschaft" ang h r es VfGIl alsese en werden D .. armt treff .
Aussagen des gegenständlichen VfGH-Erk a f di en wesentlicheu e Agrargemeinschaft Obe . .

dies unabhängig davon , ob die Agrargemei s haft muemmg zu -
TI C auch andere, nicht aus dem eh .

Gemeindegut hervorgegangene Grundflach in ihre . emaligenen In 1 m Eigentum be . .. . SI tzt, die vom VfGH

Erk nicht erfasst sind. -

a) Welche Rechtsstellung kommt der Agrargemeinschaft Ob . . b .ernuenung ezüglich des

ehemaligen Gemeindegutes zu?

I. Der VfGH hat sich in zwei Erkenntnissen eingehend mit der Rechtsstellung des

Gemeindegutes im System des FLG und der GemO auseinandergesetzt: Sowohl in VfSlg

9336/1982 als auch im Erk B 464/07 vom 11. 6. 2008 setzte sich der VfGH mit der

Einbeziehung des Gemeindegutes in die agrargemeinschaftliche GüterbewiItSChaftung

auseinander.

H. Die RechtsteIlung des Gemeindegutes nach der Judikatur des VfGH

3. Im vorliegenden Rechtsgutachten soll herausgearbeitet werden, welche Konsequenzen

das VfGH-Erk B 464/07 vom 11 6 2008 für.. .. die Agrargemeinschaft Obennieming hat

Insbesondere wird dabei folgenden Fragen nachzugehen sein: .
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eine Bcstimmung des Grundsatzgesetzes (§ 15 Abs 2) ,
. sowie des AUSfUhrungsgesetzes

(§ 33 Abs 2 lit c) als verfassungswidrig aufgehobe In di
n. esem Erk befasste sich der

VfGH bereits ausführlich mit dem Substanzwen de G '
s emelDdegutes, Schon damal

erklärte er ihn als veränderliche Größe bei dessen Be' s, messung msbescndere der nicht

land- und forstwirtschaftliehen Nutzung erhebliche Bedeutu kng zu omrnt. Nach einer

eingehenden historischen und kompetenzrechtlichen Ausei deman rsetzung stellte der

VfGH fest, dass sich die bodenreformatorischen Regulierungsmaß ahm .
D en nur auf die

traditionelle land- und forstwirtschaftliche Nutzung, nicht aber auf die nicht-

landwirtschaftli che Nutzung von Grundflächen (Schottergruben, Schipisten. GOlfplätze,

Siedungstätigkeiten, etc) beziehen können. Schoo damals hatte der VfGH erkannt, dass

durch die Regulierungsmaßnahmen nach dem FLG keine Änderungen in den

Eigentumsverhältnissen des Gemeindegutes eingetreten seien. In diesem Verfahren, das

zur Entscheidung im Jahre 1982 geführt hatte, räumte auch die Tiroler Landesregierung

ein, dass sich hinsichtlich des Gemeindegutes nichts an den eigentumsrechtlichen

Verhältnissen geänderte hatte , dass also das Gemeindegut nach wie vor im Eigentum der

Gemeinde stünde,

Trotz dieser im verfassungsgerichtlichen Verfahren geäußerten Rechtsposition der Tiroler

Landesregierung übertrugen die Agrarbehörden in den 50er und 60er Jahren in

zahlreichen Regulierungsbescheiden das Eigentum am Gemeindegut auf die

Agrargemeinschaften nach dem Vorbild der ..echten" Agrargemeinschaften.

Das Erk B 464/07 vom 11. 6, 2008 wurde durch die Klage einer Tiroler Gemeinde

(Mieders) provoziert. in der diese von der Agrargemeinschaft Beträge aus dem

Substanzwert des Gemeindegutes begehrte. Diesem Begehren wurde in erster Instanz

stattgegeben und die Agrargemeinschaft zur Bezahlung einer beträchtlichen Geldsumme

(aus den Rücklagen) verpflichtet. Gleichzeitig wurde der Regulierungsbescheid

amtswegig geändert und der Gemeinde weitere Substanzerträgnisse und

. Ge ' de t zugesprochen Der von der
Substanznutzungen aus dem ehemaligen mein gu ,

f Landesagrarsenat beim Amt der
Agrargemeinschaft im Berufungswege angeru enc

F I e wies den Antrag der Gemeinde ab
Timler Landesregierung gab dieser Berufung 0 g ,

, 1 tzlos Der Landesagrarsenat
und behob die Änderung des Reguherungsp anes ersa ' ,

, rüche der Gemeinde keine rechthche
erkannte _ kurz zusammengefasst - dass die Ansp ,

, ' emeinschaft alJeinige Eigentürnenn des
Deckung fänden und dass Vielmehr die Agrarg

. ertes sei. Dieser nunmehr von der
Gemei ndegutes und danut auch des SubstanzW

,
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Gemeinde beim VfGH angefochtene Bescheid wurde von diesem wegen Verletzung des

Eigentumsgrundrechts und des Gleichheitsgrundrechts aufgehobe In din. esem Eck nahm

der VfGH in nicht zu überbietender Deutlichkeit zum Rechtseharakter des

Gemeindegutes und dessen Verhältnis zur Agrargemeinschaft Stellung.

Der VfGH erklärte zunächst unter Rückgriff auf VfSl· 9336/1982 da d Ge -o • ss as rneindegut

nach wie vor im Eigentum der Gemeinde steht, aber von allen oder bestimmten

Gemeindemitgliedern auf Grund alter Übung unmittelbar für land- und

forstwirtschaftliche Zwecke zur Deckung des Haus- und Gutsbedarfs von

Stammsitzliegenschaften genutzt wird. Der über die Summe der Nuitungsrechte

hinausgehende Substanzwert des Gemeindegutes sreht der Gemeinde zu.

4. Mit ungewöhnlicher Schärfte kri tisierte der VfGH die überschreitung der Befugnisse der

Agrarbehörden bei der Regulierung. Nach Auffassung des VfGH hätte sich die

Agrarbehörde auf die Regulierung der Ausübung der land- und forstwirtschaftlichen

Nutzungsrechte beschränken müssen. Die Agrarbehörde hat aber undifferenziert das

Gemeindegut in die Regulierung einbezogen was im Ergebnis verfassungswidrig war. Der

VfGH kritisierte weiters, dass die Agrarbehörden aus dem Erk VfS lg 9336/1982 nicht die

entsprechenden Konsequenzen gezogen und diese Ergebnisse nieht in Form von

arntswegigen Neuregulierungen korrigiert hätten. Nach Auffassung des VfGH lag es

nämlich außerhalb der rechtlichen Reichweite der Agrarbehörde, das Gemeindegut

vollumfanglieh auf die Agrargemeinschaften zu übertragen .

5. Nach Auffassung des VrGH sind trotz dieser Regulierungsbescheide die Gemeinden

weiterhin Eigentümerinnen des GemeindeeigentuIDS geblieben. Vasall hat auch die

Rechtskraft der Regulierungsbescheide nichts gelindert. Vielmehr ist durch diese

rechtskräftigen Regulierungsbescheide "Gemeindegut entstanden, das nun atypischer

Weise im gemeinsamen Eigentum der Gemeinde und der NUlZungsberechtigun srehI und

als Agrargemeinscltaft organisier! ist" (Original Erk Seite 15). Der VfGH sieht die

GemeindegulSagrargemeinschaft sohin lediglich als die organisatorische Hülle für das

Gemeindeeigentum. Der VrGII stellte klar, dass die Belastungen durch die land- und

forstwirtschaftliehen Nutzungsrechte der Agrargemeinschaft aus dem Gemeindegut zu

decken sind, was letztlich darauf hinausläuft, dass die aus der traditionellen land- und

fors twirtschaftlichen . utzung erfließenden Erträge der Agrargemeinschaft zustehen-

•
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\ nders verhä lt es sich freilich beim Substanzwert. Der Substan .
6. t zwert errechnet sich nach

Abzug der Belasrung durch die land- und forstwirtschaftliche N
nutzungsrechte und ist

eine variable Größe, d ie vor al lem durch die nicht-land- und forstwins h f I· •
.. . c a t iche Nutzung

bestimmt wird, WIrd das Gememdegut ausschließlich land d f .- un orstwrrtschaftlich

genutzt, so tritt dieser Substanzwert nach Ansicht des VfGH üb h . .u er aupt nicht m

Erscheinung. In Erscheinung tritt er erst, wenn Gemeindegut, das durch die Regulierung

der Agrargemeinschaft übertragen wurde, von dieser nicht land- und forstwirtschaftlieh

""nutzt wird.o

7. Nun hat diese nicht land- und forstwirtschaftliche Nutzung in den letzten Jahrzehnten

überall, so auch in Obermieming, zugenommen. Der VfGH hält es aber für unsachlich

und einer ersatzlosen E nteignung gleichzuhalten, wenn aus dem formalen Übergang des

Gemeindegut an die Agrargemeinschaften der Schluss gezogen werden würde, die

Zuordnung des Substanzwerts an die Gemeinde sei dami t als solche (auch materiell) für

alle Zeiten beseitigt worden. Der VfGH geht vielmehr davon aus, dass der Substanzwert

des Gemeindegutes seit jeher der Gemeinde zugestanden ist und auch heute noch zusteht.

Das bedeutet, dass der Agrargemeinschaft und ihren Nutzungsberechtigten zwar nach wie

vor die volle Verfügungsbefugnis über die Holzbezugs- und Weiderechte zusteht und hier

die Gemeinde nur entsprechend ihrem Anteil an der Agrargemeinschaft zu

berücksichtigen ist. W as aber den darüber hinausgehenden Substanzwert betrifft, so

gehört dieser nach Auffassung des VfGH zur Gänze der Gemeinde und den

Nutzungsberechti gten. ,,Nutzungsberechtigte" sind hier aber nicht im Sinne des FLG

sondern im Sinne des § 70 GemO zu verstehen. (In dieser Bestimmung wird das Recht

und der Umfang der Teilnahme an der Nutzung des Gemeindegutes an der bisherigen

Übung orientiert.)

Irr. Die wesentlichen Aussagen des VfGH·Erk und ihre Bedeutung für die

Agrargemeinschaften und die Gemeinde

l. Das VfGH-Erk B 464/07 vom I l. 6. 2008 ist eigentlich nicht so revolutionär, wie es in

den Medien und in der politischen Auseinandersetzung dargestellt wird. Der VfGH hat

vielmehr alle wesentlichen Aussagen bereits in VfSlg 933611982 getroffen. Damals hatte

die Tiroler Landesregierung in ihrer Äußerung gegenüber dem VfGH zwar eingestanden.

dass durch die Novellierungen des FLG keine Änderung arn Bestand des Gemeindegutes

erngetreten sei , dass dieses vielmehr trotz der damals schon bestehenden
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